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TOP II.26 Einbeziehung der Strafgefangenen und Siche-

rungsverwahrten in die gesetzliche Rentenver-

sicherung 

 

Berichterstattung: Berlin, Brandenburg 

 

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister haben sich mit der 

Einbeziehung von Gefangenen und Sicherungsverwahrten in 

die gesetzliche Rentenversicherung befasst und halten die 

Einbeziehung grundsätzlich für sinnvoll. 

 

2. Die Justizministerinnen und Justizminister bitten die Bundes-

ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz, sich bei dem 

Bundesminister für Arbeit und Soziales für eine entsprechende 

Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) 

einzusetzen, die im Hinblick auf die zu erwartenden Einspa-

rungen für den Bundeshaushalt bei der Grundsicherung im Al-

ter keine zusätzliche Belastung der Länderhaushalte verur-

sacht. 

 


